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Votum
Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte

Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

Leitsatz:

„Unmittelbare räumliche Nähe“ i. S. d. § 33 Abs. 2 EEG 20121 liegt
auch dann vor, wenn sich nur der von der Anlagenbetreiberin bzw.
dem Anlagenbetreiber nach § 5 Abs. 2 EEG 2012 gewählte tatsächli-
che Netzverknüpfungspunkt im selben Netzbereich wie die Entnah-
mestelle des Dritten befindet, nicht hingegen der gesetzliche Netz-
verknüpfungspunkt i. S. d. § 5 Abs. 1 Satz 1 EEG 2012.

In dem Votumsverfahren

1. . . .

– Anspruchsteller –

2. . . .

– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG durch den Vorsitzenden Dr. Lovens und die Mitglieder
Dibbern und Dr. Pippke am 28. März 2012 folgendes Votum:
1Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG), verkün-
det als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strom-
bereich und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074), zuletzt ge-
ändert durch Art. 2 Abs. 69 des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften über Verkündung und
Bekanntmachungen sowie der Zivilprozessordnung, des Gesetzes betreffend die Einführung der Zi-
vilprozessordnung und der Abgabenordnung v. 22.12.2011 (BGBl. I S. 3044), nachfolgend bezeich-
net als EEG 2012. Arbeitsausgabe der Clearingstelle EEG abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/eeg2012/arbeitsausgabe.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/4 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.
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Der Anspruchsteller hat, wenn die Inbetriebnahme der von ihm
geplanten Fotovoltaikinstallation auf den Gebäuden des Klärwerks
[J . . . -F . . . -Straße 58 in . . . P . . . ] unter Geltung des § 33 Abs. 2
EEG 2012 in der seit dem 1. Januar 2012 geltenden Fassung2 erfolgt,
Anspruch darauf, dass der darin erzeugte und durch eine oder meh-
rere andere Personen in dem Gebäude [J . . . -F . . . -Straße 41] ver-
brauchte Strom nach dieser Regelung vergütet wird, wenn die In-
stallation an das dortige Hausnetz mittels eines kundeneigenen Ka-
bels angeschlossen wird.
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2Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG), verkündet als
Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich und da-
mit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074), geändert durch das Gesetz zur
Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien
v. 28.07.2011 (BGBl. I S. 1634, berichtigt S. 2255), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 69 des Gesetzes
v. 22.12.2011 (BGBl. I S. 3044), nachfolgend bezeichnet als EEG 2012. Arbeitsausgabe des EEG 2012
der Clearingstelle EEG abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2012/arbeitsausgabe. Die
Clearingstelle EEG weist auf die im Zeitpunkt der Entscheidung über das Votum geplanten Än-
derungen des EEG 2012 hin; Informationen zu dem Gesetzgebungsverfahren sind abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2012/aenderung1.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/4 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.
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1 Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, ob der Strom, der in der von dem Anspruchsteller1
geplanten Fotovoltaikinstallation erzeugt und von Dritten verbraucht werden soll,
nach § 33 Abs. 2 EEG 2012 in der seit dem 1. Januar 2012 geltenden Fassung zu
vergüten ist.

Der Anspruchsteller plant die Installation von PV-Modulen auf den Gebäuden des2
Klärwerks in der [J . . . -F . . . -Str. 58 in . . . P . . . ]. Die Kläranlage verfügt über eine
kundeneigene Trafostation mit einem Mittelspannungsanschluss.

Der Anspruchsteller plant, die Anlage über ein kundeneigenes Kabel an dem Ge-3
bäude [J . . . -F . . . -Str. 41] an das Netz anzuschließen. Dieses Gebäude wird über den
Hausanschluss aus der Ortsnetztrafostation Nr. [ . . . ] in Niederspannung versorgt.
Das Grundstück [J . . . -F . . . -Str. 58] und das Grundstück [J . . . -F . . . -Str. 41] grenzen
nicht aneinander; dazwischen verläuft eine Bundesstraße. Wegen der Einzelheiten
wird auf den von der Anspruchsgegnerin mit Schreiben vom 16. Januar 2012 einge-
reichten Netzplan sowie das von dem Anspruchsteller per elektronischer Post vom
5. Januar 2011 übermittelte Luftbild Bezug genommen.

Soweit der erzeugte Solarstrom nicht innerhalb des Hausnetzes des Gebäudes [J . . . -4
F . . . -Str. 41] verbraucht wird, soll er in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeist
werden.

Der Anspruchsteller ist der Auffassung, dass er für den in dem Gebäude [J . . . -F . . . -5
Str. 41] verbrauchten Solarstrom einen Anspruch auf Vergütung nach § 33 Abs. 2
EEG 2012 in der seit dem 1. Januar 2012 geltenden Fassung hat. Nach der Empfeh-
lung 2011/2/1 der Clearingstelle EEG vom 29. September 20113 komme es darauf
an, ob der Netzverknüpfungspunkt der Anlage und die Entnahmestelle des Dritten
innerhalb desselben Netzbereichs lägen. Das sei hier der Fall. Abzustellen sei da-
bei auf den tatsächlichen Netzverknüpfungspunkt. Das sei hier der Hausanschluss
des Gebäudes [J . . . -F . . . -Str. 41]. Dieser liege im selben Netzbereich wie die Ent-
nahmestelle des Dritten. § 5 Abs. 2 EEG 2012 erlaube es dem Anlagenbetreiber aus-
drücklich, einen anderen als den gesetzlichen Netzverknüpfungspunkt zu wählen.
Hinsichtlich des Eigenverbrauchs entspreche es gerade dem Gesetzeszweck, dass der
Anlagenbetreiber, sofern sich eine Auswahl biete, den Netzverknüpfungspunkt wäh-
le, an dem der größtmögliche Direktverbrauch möglich sei.
3Abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2011/2.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/4 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.
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Aber selbst wenn – wie die Anspruchsgegnerin meine – auf den gesetzlichen und6
nicht auf den tatsächlichen Verknüpfungspunkt abzustellen sei, läge auch dieser in
demselben Netzbereich. Denn der gesetzliche Netzverknüpfungspunkt sei vorlie-
gend nicht der Mittelspannungsanschluss des Klärwerks, sondern ein Kabelverteiler
im Niederspannungsnetz der Trafostation Nr. [ . . . ]. Der Mittelspannungsanschluss
des Klärwerks sei weder „im Hinblick auf die Spannungsebene geeignet“ noch die
gesamtwirtschaftlich günstigste Lösung. Denn ein Anschluss der geplanten Anlage
an das Mittelspannungsnetz müsse mit einer neu zu errichtenden Trafostation er-
folgen. Eine Durchleitungseinspeisung durch die Kundenanlage der Kläranlage nach
§ 8 Abs. 2 EEG 2012 könne der Anlagenbetreiber zwar freiwillig wählen, dies kön-
ne aber bei der Ermittlung des gesetzlichen Verknüpfungspunktes nach § 5 Abs. 1
Satz 1 EEG 2012 nicht zugrunde gelegt werden. Insbesondere könne wegen der Per-
sonenverschiedenheit von Anlagenbetreiber und Anschlussnehmer nicht vorausge-
setzt werden, dass der Anschlussnehmer einer Durchleitungseinspeisung zustimme.

Damit lägen sowohl der tatsächliche als auch der gesetzliche Netzverknüpfungs-7
punkt innerhalb desselben Netzbereichs wie die Entnahmestelle des Dritten, wie es
in der Empfehlung 2011/2/1 für die Annahme eines Verbrauchs in „unmittelbarer
räumlicher Nähe“ vorausgesetzt werde.

Die Anspruchsgegnerin ist der Auffassung, dass für den in dem Gebäude [J. . . -F. . . -8
Str. 41] verbrauchten Strom aus der geplanten Solarstrominstallation des Anspruch-
stellers kein Anspruch auf die Eigenverbrauchsvergütung nach § 33 Abs. 2 EEG 2012
in der seit dem 1. Januar 2012 geltenden Fassung bestehe. Denn es handele sich nicht
um einen Verbrauch „in unmittelbarer räumlicher Nähe“ zu der Anlage.

Nach der Empfehlung 2011/2/1 der Clearingstelle EEG vom 29. September 201149
komme es für die Annahme eines Verbrauchs „in unmittelbarer räumlicher Nä-
he“ darauf an, ob sich der Netzverknüpfungspunkt der Solarstromanlage und die
Anschluss-/Entnahmestelle des Dritten innerhalb desselben Netzbereichs befinden.
Dabei sei nicht auf den tatsächlichen Netzverknüpfungspunkt der Solarstromanlage,
sondern auf den „fiktiven“ Netzverknüpfungspunkt abzustellen. Das sei derjenige
Punkt im Netz der allgemeinen Versorgung, der nach dem EEG als Anschlusspunkt
für die Anlage zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien ermittelt wer-
de. Der tatsächliche Einspeisepunkt, der durch den Anschluss der Anlage mittels
einer kundeneigenen Leitung realisiert werde, könne deshalb nicht maßgeblich sein,
weil es ansonsten vom Willen des Anlagenbetreibers abhänge, an welcher Stelle im
4Abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2011/2.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/4 können Sie
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Netz der Verknüpfungspunkt liege, der für die Beurteilung einer „unmittelbaren
räumlichen Nähe“ heranzuziehen ist.

Außerdem sei der in der Empfehlung 2011/2/1 vorgeschlagene Vergleich zwischen10
dem Netzverknüpfungspunkt und der Anschluss-/Entnahmestelle des Dritten nur
möglich, wenn auf den fiktiven Netzverknüpfungspunkt abgestellt werde. Aus tech-
nischer Sicht (Nr. 5 VDE-AR-N 4105) dürfe im Falle eines Eigenverbrauchs durch
Dritte keine elektrische Verbindung zwischen dem bestehenden Hausanschluss und
dem Hausanschluss für die neue Solarstrominstallation bestehen. Es werde daher re-
gelmäßig so sein, dass bei entfernt gelegenen Dritten der tatsächliche Einspeiseort für
die Überschusseinspeisung identisch mit der Anschluss-/Entnahmestelle des Dritten
sei. Ein Vergleich der Netzebenen wäre dann wegen der Identität von Netzverknüp-
fungspunkt und Anschluss-/Entnahmestelle nicht möglich.

Es sei daher zu untersuchen, ob der fiktive Netzverknüpfungspunkt der geplan-11
ten Solarstrominstallation und die Entnahmestelle des Dritten innerhalb desselben
Netzbereichs lägen. Der fiktive Netzverknüpfungspunkt sei vorliegend der vorhan-
dene Mittelspannungsanschluss der Kläranlage. Die Anschluss-/Entnahmestelle des
Gebäude [J . . . -F . . . -Str. 41] liege hingegen auf der Niederspannungsebene im Orts-
netz. Durch den Verbrauch des Dritten würde also einerseits die Einspeisung in der
Mittelspannungsebene und andererseits der Bezug im niederspannungsseitigen Orts-
netz vermieden. Dabei handele es sich nicht um identische Netzbereiche, die die
Annahme einer „unmittelbaren räumlichen Nähe“ rechtfertigen würden.

Mit inhaltsgleichen Anträgen vom 21. März 2011 und 4. April 2011 haben sich der12
Anspruchsteller und die Anspruchsgegnerin an die Clearingstelle EEG gewandt und
beantragt, ein Votumsverfahren gemäß §§ 26 ff. VerfO5 durchzuführen. Die Parteien
sowie die Clearingstelle EEG stimmten einem schriftlichen Verfahren zu.

Mit Beschluss vom 30. Januar 2012 hat die Clearingstelle EEG das Votumsverfahren13
angenommen. Die durch die Clearingstelle EEG zu begutachtende Frage lautete:

Hat der Anspruchsteller gegen die Anspruchsgegnerin nach § 33 Abs. 2
EEG 20096 einen Anspruch auf Vergütung des Stroms, der in der von

5Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG in der Fassung v. 06.04.2010, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.

6Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG), verkündet als
Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich und
damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), in der bis zum 31.12.2011
geltenden, zuletzt durch Art. 1 Nr. 33 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die För-

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/4 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
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ihm geplanten Fotovoltaikinstallation auf dem Klärwerk [J . . . -F . . . -
Straße 58] in [ . . . ] [P . . . ] erzeugt und durch eine oder mehrere andere
Personen in dem Gebäude [J . . . -F . . . -Straße 41] verbraucht werden soll,
wenn die Installation an das dortige Hausnetz mittels eines kundeneige-
nen Kabels angeschlossen wird ? Insbesondere: Handelt es sich dabei um
einen Verbrauch durch Dritte „in unmittelbarer räumlicher Nähe“ ?

2 Begründung

2.1 Verfahren

Das Verfahren ist gemäß den Vorschriften der VerfO zustandegekommen und durch-14
geführt worden.

Die Clearingstelle EEG hat das Verfahren gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 VerfO nach dem15
übereinstimmenden Antrag der Parteien angenommen.

Die Besetzung der Clearingstelle EEG ergibt sich aus §§ 26 Abs. 1 i. V. m. 2 Abs. 516
Satz 1 VerfO.

Den Parteien ist gemäß §§ 28, 20 Abs. 1 Satz 1 VerfO Gelegenheit zur Stellungnahme17
gegeben worden. Die Beschlussvorlage hat gemäß §§ 28, 24 Abs. 5 VerfO das Mitglied
der Clearingstelle EEG Dr. Pippke erstellt.

2.2 Würdigung

Der Anspruchsteller hat bei Anschluss der geplanten Fotovoltaikinstallation auf den18
Gebäuden des Klärwerks Anspruch auf Vergütung gemäß § 33 Abs. 2 EEG 2012 für
den darin erzeugten und von Dritten in dem Gebäude [J . . . -F . . . -Str. 41] verbrauch-
ten Strom, wenn der Anschluss mittels eines kundeneigenen Kabels am dortigen
Hausanschluss erfolgt. Voraussetzung ist, dass die PV-Module unter der Geltung des
§ 33 Abs. 2 EEG 2012 in der seit dem 1. Januar 2012 geltenden Fassung in Betrieb
genommen werden.7

derung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien v. 28.07.2011 (BGBl. I S. 1634) geänderten
Fassung, nachfolgend bezeichnet als EEG 2009. Arbeitsausgabe der Clearingstelle EEG abrufbar
unter http://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2009/arbeitsausgabe.

7Die Clearingstelle EEG weist in diesem Zusammenhang auf die im Zeitpunkt der Entscheidung über
das Votum geplanten Änderungen des EEG 2012 hin; Informationen zu dem Gesetzgebungsverfah-
ren sind abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2012/aenderung1.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/4 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
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Die Verfahrensfrage war nach § 33 Abs. 2 EEG 2012 in der seit dem 1. Januar 201219
geltenden Fassung zu entscheiden. Denn die Anlagen waren im Zeitpunkt des Vo-
tums noch nicht in Betrieb genommen. § 33 Abs. 2 EEG 2009 war gemäß § 66 Abs. 1
Nr. 9 EEG 2012 nicht anzuwenden.

Der Verbrauch des in der geplanten Fotovoltaikinstallation erzeugten Stroms in dem20
Gebäude [J . . . -F . . . -Str. 41] erfolgt „in unmittelbarer räumlicher Nähe“ i. S. d. § 33
Abs. 2 EEG 2012. Dies ergibt sich aus der Anwendung der Empfehlung 2011/2/1 der
Clearingstelle EEG vom 29. September 20118 auf den vorliegenden Fall.9

Nach der Empfehlung 2011/2/1 ist von einem Verbrauch in unmittelbarer räum-21
licher Nähe auszugehen, wenn der in der Solarstromanlage erzeugte Strom nicht
über ein Netz für die allgemeine Versorgung zu der oder dem Dritten gelangt. Dabei
ist von einem Verbrauch in unmittelbarer räumlicher Nähe nur dann nicht mehr
auszugehen, wenn sich der Netzverknüpfungspunkt der Solarstromanlage und die
Anschluss-/Entnahmestelle der bzw. des Dritten, über die diese bzw. dieser im Üb-
rigen mit Strom versorgt wird, nicht innerhalb desselben Netzbereiches im Netz für
die allgemeine Versorgung befinden. Den maßgeblichen Netzbereich stellen dabei
alle zusammengehörigen Netzabschnitte einer Spannungsebene dar.

Abzustellen ist dabei jeweils auf den tatsächlichen Netzverknüpfungspunkt, also den22
Punkt im Netz für die allgemeine Versorgung, an den die Solarstromanlage tatsäch-
lich angeschlossen ist und Strom einspeist. Unerheblich ist, ob dieser tatsächliche
Netzverknüpfungspunkt auch der gesetzliche Netzverknüpfungspunkt gemäß § 5
Abs. 1 EEG 2012 ist.

Die Frage des Netzverknüpfungspunktes einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus23
erneuerbaren Energien und aus Grubengas ist abschließend in § 5 EEG 2012 geregelt.
§ 5 Abs. 1 EEG 2012 legt den gesetzlichen Netzverknüpfungspunkt fest; an diesem
Punkt ist der Netzbetreiber zum Netzanschluss verpflichtet. Abweichend hiervon
kann die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber gemäß § 5 Abs. 2 EEG 2012
einen vom gesetzlichen Verknüpfungspunkt abweichenden Netzverknüpfungspunkt
8Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/2/1, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2011/2, insbesondere Leitsatz Nr. 6 und Rn. 59 ff.

9Die Empfehlung 2011/2/1 ist zwar zu § 33 Abs. 2 EEG 2009 ergangen, jedoch hinsichtlich des hier
maßgeblichen Kriteriums der „unmittelbaren räumlichen Nähe“ auf die Auslegung und Anwendung
des § 33 Abs. 2 EEG 2012 in der seit dem 1. Januar 2012 geltenden Fassung übertragbar.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/4 können Sie
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wählen. Das Letztzuweisungsrecht steht gemäß § 5 Abs. 3 EEG 2012 dem Netzbe-
treiber zu.10

Vorliegend kann dahinstehen, ob der gesetzliche Netzverknüpfungspunkt an der24
Trafostation des Klärwerks oder an einer anderen Stelle im Netz der Anspruchsgeg-
nerin liegt. Denn jedenfalls hat der Anspruchsteller den Netzverknüpfungspunkt
am Gebäude [J . . . -F . . . -Str. 41] gemäß § 5 Abs. 2 EEG 2012 gewählt, ohne dass
der Netzbetreiber dieser Wahl widersprochen und zugunsten eines anderen Netz-
verknüpfungspunktes von seinem Letztzuweisungsrecht nach § 5 Abs. 3 EEG 2012
Gebrauch gemacht hätte.

Wird die geplante Solarstrominstallation aufgrund der Wahl des Anspruchstellers25
nach § 5 Abs. 2 EEG 2012 tatsächlich an dem Gebäude [J . . . -F . . . -Str. 41] an das
Netz der Anspruchsgegnerin angeschlossen, ist dieser Netzverknüpfungspunkt und
nicht der möglicherweise hiervon abweichende gesetzliche Netzverknüpfungspunkt
maßgeblich für die Prüfung der Belegenheit innerhalb desselben Netzbereichs gemäß
der Empfehlung 2011/2/1.

Das ergibt sich insbesondere aus dem Sinn und Zweck der Regelung, der in einer26
Entlastung der örtlichen Netze für die allgemeine Versorgung liegt. Der Entlastungs-
effekt soll dadurch erreicht werden, dass im Umfang des Eigenverbrauchs eine ande-
renfalls erforderliche Einspeisung in das Netz unterbleibt.

Entlastet werden kann das Netz für die allgemeine Versorgung durch die infolge des27
Eigenverbrauchs vermiedene Einspeisung nur an der Stelle, an der auch die tatsäch-
liche (Überschuss-)Einspeisung erfolgt. Das ist am tatsächlichen Netzverknüpfungs-
punkt der Fall. Erfolgt am gesetzlichen Netzverknüpfungspunkt keine Einspeisung,
weil die Anlage aufgrund des Wahlrechts der Anlagenbetreiberin bzw. des Anlagen-
betreibers nach § 5 Abs. 2 EEG 2012 oder des Letztzuweisungsrechts des Netzbetrei-
bers nach § 5 Abs. 3 EEG 2012 an anderer Stelle an das Netz angeschlossen wird,
können sich im Netzbereich des gesetzlichen Netzverknüpfungspunktes schon des-
halb keine Entlastungseffekte ergeben, weil mangels Einspeisung des in der Anlage
erzeugten Stroms bereits keine Belastung dieses Netzbereichs erfolgt.

Dem steht nicht entgegen, dass es Anlagenbetreiberinnen und -betreiber damit in28
der Hand haben, die unmittelbare räumliche Nähe stets dadurch herzustellen, dass
sie gemäß § 5 Abs. 2 EEG 2012 einen Netzverknüpfungspunkt im Netzbereich der
10Hierzu im Einzelnen Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/1, abrufbar unter

http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2011/1, Abschnitt III. Die Empfehlung 2011/1 ist zwar zum
EEG 2009 ergangen, jedoch wegen wortgleicher Übernahme der verfahrensgegenständlichen Rege-
lungen in § 5 Abs. 1 bis 3 EEG 2012 auf die Anwendung und Auslegung des EEG 2012 übertragbar.
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Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/4 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
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Anschluss-/Entnahmestelle des Dritten wählen. Denn das Wahlrecht nach § 5 Abs. 2
EEG 2012 wird nur durch das Letztzuweisungsrecht des Netzbetreibers nach § 5
Abs. 3 EEG 2012 eingeschränkt,11 nicht aber durch § 33 Abs. 2 EEG 2012. Für ei-
ne Berücksichtigung auch des § 33 Abs. 2 EEG 2012 im Rahmen des § 5 EEG 2012
findet sich im Gesetz keinerlei Anhaltspunkt.

Auch nach dem Sinn und Zweck des § 5 EEG 2012 erscheint eine Berücksichtigung29
des § 33 Abs. 2 EEG 2012 nicht geboten. Bei der Wahl des Netzverknüpfungspunk-
tes geht es vor allem darum, einen „netzverträglichen“ Einspeisepunkt zu möglichst
niedrigen gesamtwirtschaftlichen Kosten zu finden (§ 5 Abs. 1 Satz 1 EEG 2012). Da-
bei hat die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber nach § 5 Abs. 2 EEG 2012
die Möglichkeit, einen für sie bzw. ihn möglicherweise günstigeren Verknüpfungs-
punkt zu wählen. Dagegen kann der Netzbetreiber wiederum von seinem Letztzu-
weisungsrecht gemäß § 5 Abs. 3 EEG 2012 Gebrauch machen, soweit die Abnahme
des Stroms aus der Anlage sichergestellt ist. Maßgebend hierfür können z. B. netz-
technische oder netzplanerische Erwägungen, aber auch andere berechtigte Interes-
sen des Netzbetreibers sein. Der Netzbetreiber ist dadurch hinreichend in seinen In-
teressen geschützt. Es bedarf deshalb keiner darüber hinausgehenden Einschränkung
des Wahlrechts nach § 5 Abs. 2 EEG 2012 dahingehend, dass bei Eigenverbrauchs-
anlagen nur ein Netzverknüpfungspunkt gewählt werden darf, der sich im selben
Netzbereich wie der gesetzliche Netzverknüpfungspunkt gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1
EEG 2012 befindet.

Auch die in der Empfehlung 2011/2/1, Rn. 78 vorgesehene Prüfung, ob sich der30
Netzverknüpfungspunkt der Solarstromanlage und die Anschluss-/Entnahmestelle
der Dritten in demselben Netzbereich befinden, steht dem nicht entgegen. Denn die-
se Prüfung setzt voraus, dass der Netzverknüpfungspunkt gemäß § 5 Abs. 1
bis 3 EEG 2012 zuvor ermittelt worden ist und präjudiziert nicht, dass es sich da-
bei nur um den gesetzlichen Netzverknüpfungspunkt handeln darf. In den Fällen,
in denen Anlagenbetreiberinnen und -betreiber von dem Wahlrecht nach § 5 Abs. 2
EEG 2012 dahingehend Gebrauch machen, dass der Netzverknüpfungspunkt und
die Anschluss-/Entnahmestelle räumlich zusammenfallen, findet der Eigenverbrauch
stets in unmittelbarer räumlicher Nähe statt. In allen anderen Fällen des Verbrauchs
durch Dritte bedarf es hingegen einer näheren Prüfung, in welchen Netzbereichen
11Hierzu im Einzelnen Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/1, abrufbar unter

http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2011/1, Leitsatz 2. sowie Abschnitt III.
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sich der Netzverknüpfungspunkt der Anlage und die Anschluss-/Entnahmestelle be-
finden.

Vorliegend befinden sich der maßgebliche tatsächliche Netzverknüpfungspunkt der31
geplanten Fotovoltaikinstallation an der [J . . . -F . . . -Str. 41] und die Anschluss-/Ent-
nahmestelle des Dritten im selben Netzbereich. Verbraucht der Dritte den in der An-
lage erzeugten Strom, handelt es sich deshalb um einen Verbrauch in unmittelbarer
räumlicher Nähe gemäß § 33 Abs. 2 EEG 2012.

Ein Verstoß gegen die Vorgaben der VDE-AR-N 4105 ist jedenfalls in Fällen wie32
dem vorliegenden, bei dem die Solarstromanlage ausschließlich an das Hausnetz des
Dritten angeschlossen wird und den nicht selbst verbrauchten Überschussstrom über
dieses in das Netz für die allgemeine Versorgung einspeist, nicht ersichtlich.12

Dibbern Dr. Lovens Dr. Pippke

12Ob die VDE-AR-N 4105 entgegensteht, wenn sowohl Strom im Hausnetz des Dritten als auch
am Standort der Anlage durch die Anlagenbetreiberin, den Anlagenbetreiber oder einen anderen
Dritten verbraucht und der Überschuss an einem der beiden Orte ins Netz eingespeist wird, bedarf
vorliegend keiner Entscheidung.
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